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17. Wahlperiode



17/11663 28. 11. 2012



Antrag der Abgeordneten Josef Philip Winkler, Volker Beck (Köln), Memet Kilic, Markus Kurth, Renate Künast, Brigitte Pothmer, Tom Koenigs, Viola von Cramon-Taubadel, Kai Gehring, Katrin Göring-Eckardt, Uwe Kekeritz, Sven-Christian Kindler, Claudia Roth (Augsburg), Beate Walter-Rosenheimer und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN



Die Menschenwürde von Flüchtlingen ist migrationspolitisch nicht relativierbar – Konsequenzen aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Asylbewerberleistungsgesetz ziehen



Der Bundestag wolle beschließen: I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 18. Juli 2012 (1 BvL 10/10 und 1 BvL 2/11) die gekürzten Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz für grundgesetzwidrig erklärt. Es hat unmissverständlich klargestellt, dass das Existenzminimum für alle Menschen gleich ist, egal ob Deutscher oder Flüchtling. Die gewährten Minderleistungen seien „evident unzureichend, um das menschenwürdige Existenzminimum zu gewährleisten“. Das Bundesverfassungsgericht hat zudem in aller Deutlichkeit erklärt: ,,Die im Grundgesetz garantierte Menschenwürde ist migrationspolitisch nicht zu relativieren.“ Sondergesetze für Flüchtlinge, wie das Asylbewerberleistungsgesetz, das Arbeitsverbot sowie die Einschränkung der Bewegungsfreiheit mit dem Ziel der Abschreckung und sozialen Ausgrenzung sind nicht zu rechtfertigen. II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 1. schnellstmöglich einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem das Asylbewerberleistungsgesetz aufgehoben und der Kreis der Leistungsberechtigten nach dem Zweiten und Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (Grundsicherung für Arbeitsuchende und Sozialhilfe) um die bisher nach dem Asylbewerberleistungsgesetz leistungsberechtigten Personen ergänzt wird; 2. einen Gesetzentwurf vorzulegen, um die so genannte Residenzpflicht für Asylbewerberinnen und -bewerber (§§ 56 bis 58, 85 Nummer 2 und § 86 des Asylverfahrensgesetzes – AsylVfG) und die Beschränkungen des Aufenthalts von Geduldeten auf das ihnen zugewiesene Bundesland (§ 61 des Aufenthaltsgesetzes – AufenthG) sowie die damit zusammenhängenden Strafund Bußgeldvorschriften (§§ 95 und 98 AufenthG) aufzuheben; 3. zeitnah einen Gesetzentwurf zur Erleichterung des Arbeitsmarktzugangs für Asylbewerber im Asylverfahrensgesetz (§ 61 Absatz 1 und 2 AsylVfG) und im Aufenthaltsgesetz (§ 39 Absatz 2 AufenthG) vorzulegen;
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4. die rechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, dass Asylsuchenden im laufenden Asylverfahren und Geduldeten nach einer Mindestaufenthaltszeit der Zugang zu Integrationskursen eröffnet wird; 5. die rechtlichen Voraussetzungen im Asylverfahrensgesetz zu schaffen, damit Asylsuchende in der Regel in Wohnungen statt Gemeinschaftsunterkünften untergebracht werden; 6. beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die organisatorischen und personellen Voraussetzungen zu schaffen, damit faire und zügige Asylentscheidungen für Asylantragstellerinnen und Asylantragsteller aller Herkunftsländer getroffen werden können. Berlin, den 27. November 2012 Renate Künast, Jürgen Trittin und Fraktion



Begründung In Deutschland unterliegen Schutzsuchende und Flüchtlinge einschneidenden Beschränkungen der Bewegungsfreiheit, Ausbildungs- und Arbeitsverboten und diskriminierenden sozialrechtlichen Leistungseinschränkungen. Mit verschiedenen öffentlichkeitswirksamen Aktionen wehren sich die Betroffenen gegen behördliche Schikanen und staatliche Ausgrenzung. In einer bahnbrechenden Entscheidung hat das Bundesverfassungsgericht am 18. Juli 2012 bestätigt: Das menschenwürdige Existenzminimum gilt nicht nur für Deutsche, sondern für alle Menschen im Geltungsbereich des Grundgesetzes. Abschläge von den Hartz-IV-Regelsätzen für Asylbewerberinnen und -bewerber, Geduldete und Bleibeberechtigte sowie deren Kinder sind grundsätzlich nicht zulässig. Die Menschenwürde darf migrationspolitisch nicht relativiert werden. Dieser Grundsatz des Bundesverfassungsgerichtes muss auf alle flüchtlingsrechtlichen Fragen angewandt werden. Diesem Grundgedanken trägt der vorliegende Antrag Rechnung. Das Bundesverfassungsgericht hatte nur über die menschenrechtlich gebotene Höhe der Leistungssätze zu entscheiden. Andere auf Abschreckung gerichtete Regelungen wie die drastischen Einschränkungen bei der medizinischen Versorgung und das teure und entwürdigende Sachleistungsprinzip haben weiter Bestand. Daher fordert der vorliegende Antrag erneut die vollständige Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes. Mit der Residenzpflicht gibt es in Deutschland ein bundesweites und in Europa einzigartiges System der Aufenthaltsbeschränkung, das tief in die Rechte der Flüchtlinge eingreift. Diese sind nicht nur verpflichtet, ihren Wohnsitz in dem ihnen zugewiesenen Gebiet zu nehmen, vielmehr dürfen sie den ihnen zugewiesenen Aufenthaltsbereich (zum Beispiel den Bezirk der zuständigen Ausländerbehörde) auch nicht verlassen – es sei denn mit einer behördlichen Verlassenserlaubnis für eine kurze Zeit. Diese unnötig restriktive Regelung führt zu einer erheblichen Einschränkung der Freizügigkeit der Betroffenen und oft zu deren weitgehender sozialer Isolation. So wird ihre Teilnahme an kulturellen, politischen und religiösen Veranstaltungen unzulässig eingeschränkt und ihr Zugang zu einer erforderlichen ärztlichen oder psychologischen Behandlung wesentlich erschwert. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert die vollständige Abschaffung der Residenzpflicht für Asylbewerberinnen und Asylbewerber und die



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



–3–



Aufhebung der Beschränkungen des Aufenthalts von Geduldeten sowie der damit zusammenhängenden Straf- und Bußgeldvorschriften. Im ersten Jahr ihres Aufenthalts unterliegen Asylsuchende einem generellen Arbeitsverbot. Auch danach führt das „Vorrangprinzip“ (für fast alle anderen Arbeitslosen) dazu, dass Asylsuchende praktisch vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzt sich für einen frühzeitigen und gleichrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt ein und will die Aufhebung von Ausbildungsverboten. Eine schnelle Eingliederung in die hiesigen Lebensverhältnisse ist im Interesse aller. Auch Flüchtlinge im laufenden Asylverfahren und Geduldete sollten nach einer Mindestaufenthaltsdauer zumindest im Rahmen verfügbarer Kursplätze zur Teilnahme an Integrationskursen nach dem Aufenthaltsgesetz zugelassen werden. Diese Forderung haben auch die für Integration zuständigen Ministerinnen und Minister/Senatorinnen und Senatoren der Länder auf ihrer 7. Konferenz am 21./22. März 2012 erhoben. Weitere Einschränkungen der Bewegungsfreiheit bringt die von den Bundesländern zu verantwortende Flüchtlingsunterbringung mit sich. Für die Dauer des Asylverfahrens werden die Schutzsuchenden einem Bundesland zugewiesen; dort sollen sie sich zunächst in einer „Erstaufnahmeeinrichtung“ , danach in der Regel in Gemeinschaftsunterkünften aufhalten. Alles Weitere obliegt den Ländern; eine einheitliche Praxis oder einheitliche Qualitätsstandards gibt es nicht. Einige Länder, zum Beispiel Bayern, entwickeln jedoch eine bemerkenswerte Kreativität, um die Betroffenen zu entmündigen und ihnen das Leben schwer zu machen. Oftmals liegen die Unterkünfte fernab jeglicher Infrastruktur und sind in erbärmlichem baulichem Zustand. Menschen aus unterschiedlichsten Herkunftsländern und Kulturkreisen leben auf engstem Raum und unter schwierigsten Bedingungen zusammen. In jüngster Zeit sind die Kapazitätsgrenzen der Unterkünfte häufig erreicht bzw. überschritten worden. Und die lange Dauer der Asylverfahren verstärkt die Unsicherheit und Perspektivlosigkeit. Der vorliegende Antrag fordert daher eine Umkehr des Regel-Ausnahme-Verhältnisses in § 53 AsylVfG bei der Unterbringung von Asylsuchenden. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN will, dass Asylsuchende in der Regel in Wohnungen statt großen Gemeinschaftsunterkünften untergebracht werden. Das Recht auf Anerkennung als Asylberechtigter oder als Flüchtling im Sinne der Genfer Flüchtlingskommission erfordert eine faire Überprüfung der individuellen Situation durch die Bediensteten des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge. Zu einem fairen Asylverfahren zählen eine unvoreingenommene persönliche Anhörung, die vollständige Aufklärung des Sachverhalts und eine zutreffende Würdigung des Vorbringens durch qualifizierte Entscheider. Daran darf es keine Abstriche geben. Es ist sehr fraglich, ob das vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge vorgesehene Schnellverfahren für serbische und mazedonische Staatsangehörige innerhalb einer Woche diesen Anforderungen Rechnung trägt. Fraglich ist auch, ob kurzfristig abgeordnete Angehörige der Bundeswehr und der Bundespolizei zur Durchführung von Asylverfahren ausreichend qualifiziert sind. Wenn pauschale Entscheidungen in Schnellverfahren getroffen werden, führt dies unweigerlich zu einer Zunahme der Rechtsmittel und damit zu einer Verlagerung auf die Verwaltungsgerichte. Die vorrangige Prüfung von Asylanträgen aus Serbien und Mazedonien durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge darf auch nicht dazu führen, dass Antragstellerinnen und Antragsteller mit großen Anerkennungschancen, beispielsweise aus Syrien, Iran und Afghanistan, unverhältnismäßig lange warten müssen.
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24.04.2012 - Tackmann, Kathrin Vogler, Harald Weinberg und der Fraktion DIE LINKE. Pflege tatsÃ¤chlich neu ausrichten â€“ Ein Leben in WÃ¼rde ermÃ¶glichen.










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

17.04.2013 - bessern, insbesondere indem sie mehr Fachpersonal einstellen. .... denden, ErlÃ¶se aus der VerÃ¤uÃŸerung von Aktien, Schuldtiteln und anderen .... rem durch den An- und Verkauf von Gold Ã¼ber auslÃ¤ndische Personengesell-.










 


[image: alt]





Deutscher Bundestag Antrag - DIP21 

05.06.2015 - Kirchen, beruhend auf Artikel 140 des Grundgesetzes (GG) in .... Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 KÃ¶ln, ...










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

27.06.2008 - Renate Blank, Angelika Brunkhorst, Martin Burkert, Paul K. Friedhoff, Peter. Friedrich, Josef GÃ¶ppel, Hans-Michael Goldmann, Heinz-Peter ...










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

21.03.2012 - I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: Individuelle Gesundheitsleistungen (IGeL) sind Leistungen, die nicht zum fest- geschriebenen ...










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

09.05.2012 - Antrag der Abgeordneten Frank Schwabe, Dirk Becker, Gerd Bollmann, Marco BÃ¼low,. Petra Ernstberger, Iris Gleicke, Ulrich Kelber, Dr. BÃ¤rbel ...










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

12.04.2011 - der Abgeordneten RenÃ© RÃ¶spel, Dr. Ernst Dieter Rossmann, Dr. Hans- .... dungen rein wissenschaftsbasiert und unabhÃ¤ngig arbeiten kann ...










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

05.07.2011 - Die Fraktionen der SPD, CDU und FDP des rheinland-pfÃ¤lzischen ... BessemerstraÃŸe 83â€“91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de.










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

06.11.2012 - I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: Wenn ehemalige Mitglieder der EuropÃ¤ischen Kommission innerhalb von. 18 Monaten nach Ende ihrer ...










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

07.11.2012 - Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Ökologische Baustoffe – Klima schützen, ... Die von der rot-grünen Bundesregierung eingeführten Marktanreizprogramme für ökologische Baustoffe wurden von .... Die Verpflichtung zur Zahlung wollen wir auf a










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

20.02.2013 - Aydan Ã–zogË˜uz, Thomas Oppermann, Florian Pronold, Stefan Rebmann, ... Dr. Frank-Walter Steinmeier und der Fraktion der SPD.










 


[image: alt]





Deutscher Bundestag Antrag - DIP21 

19.05.2015 - tes Ã¼ber den EuropÃ¤ischen Fonds fÃ¼r strategische Investitionen und zur. Ã„nderung der Verordnungen (EU) Nr. 1291/2013 und (EU) Nr. 1316/ ...










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

23.11.2010 - banken regelt, ohne die wissenschaftliche Nutzung von Biobanken und ... banken auch eine ErgÃ¤nzung bereits bestehender Regelungen wie ...










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

06.07.2011 - dem sie zeigen, dass die Kontinentalplatten weiter ins Meer reichen, als .... BessemerstraÃŸe 83â€“91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de.










 


[image: alt]





Deutscher Bundestag Antrag - DIP21 

12.03.2014 - BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bereits in ihrem Sondervotum zum ... Einführung einer zumindest anonymisierten Kennzeichnung für alle.










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

10.04.2008 - Bewerbung fÃ¼r mittelstÃ¤ndische Unternehmen. Die EU-Vergaberechtslinie 2004/18/EG des EuropÃ¤ischen Parlaments und des. Rates, die 2006 ...










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

10.04.2008 - Die EU-Vergaberechtslinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und ... prüft, bei denen der Gesamtnachweis über alle geforderten Informationen am ... 3 –. Drucksache 16/8810. •. Das Verfahren des wettbewerblichen ...










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

07.11.2012 - Ein GroÃŸteil der in Deutschland benÃ¶tigten energetischen und ... Steuerbefreiung fÃ¼r die stoffliche Nutzung von ErdÃ¶l bereits einen Marktvorteil .... Nature+ kÃ¶nnte Ã¤hnlich des Minergie-Modells aus der Schweiz ausgestaltet.










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

29.06.2011 - der demografischen Entwicklung und auch aufgrund des ... -wissenschaftlern attraktive Arbeitsbedingungen und verlÃ¤ssliche Karriere-.










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

08.11.2011 - MuskelschwÃ¤che, chronische MÃ¼digkeit, Asthma, SchÃ¤digungen des Nerven- systems, Krebs etc.) hervorrufen (vgl. Ausschussdrucksache ...










 


[image: alt]





Deutscher Bundestag Antrag - DIP21 

10.11.2015 - und beraten werden. Eine starke ... niskapital und Unterstützung innovativer Unternehmensgründungen konse- quent umzusetzen;.










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

24.04.2012 - Hauptproblem bei der Finanzierung liegt in den UmbrÃ¼chen der .... ertrÃ¤ge und Zinsen bis zum Sparerpauschbetrag bleiben beitragsfrei. Die.










 


[image: alt]





Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

18.03.2011 - allein die gesetzliche Krankenversicherung jÃ¤hrlich Ã¼ber das ... kassen, die privaten Krankenversicherungen und die KrankenhÃ¤user verpflich-.










 


[image: alt]





Deutscher Bundestag Antrag - DIP21 

12.03.2014 - Vorbehaltlich einer weitergehenden KlÃ¤rung stellen die gemeinsamen Schluss- folgerungen und Empfehlungen einen fraktionsÃ¼bergreifenden ...










 











Copyright © 2024 P.PDFDOKUMENT.COM. Alle Rechte vorbehalten.

Über uns |
Datenschutz-Bestimmungen |
Geschäftsbedingungen |
Hilfe |
Copyright |
Kontaktiere uns










×
Anmelden






Email




Password







 Erinnere dich an mich

Passwort vergessen?




Anmelden














